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eines Strafantrags des Geschädigten 
oder die Erklärung des Staatsanwalts, 
daß aus gesellschaftlichen Gründen ein 
öffentliches Interesse an der Strafver­
folgung besteht (vgl. Anm. zu §2).

5. Die Tatbestände des Strafgesetz­
buches und anderer gesetzlicher Be­

stimmungen, in denen die fahrlässige 
Körperverletzung enthalten ist (z. B. 
§§121 Abs. 2 Ziff. 2; 128 Abs. 1 Ziff. 3 
sind gegenüber § 118 das spezielle Ge­
setz (vgl. § 114 Anm. 7). Tateinheit mit 
anderen Tatbeständen ist möglich, z. B. 
§§ 121 Abs. 1; 126 Abs. 1; 196 Abs. 1. Im 
übrigen gilt § 114 Anm. 6 entsprechend.

§119
Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung

Wer bei Unglücksfällen oder Gemeingefahr für das Leben oder die Gesundheit 
von Menschen nicht die erforderliche und ihm mögliche Hilfe leistet, obwohl ihm 
dies ohne erhebliche Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit und ohne Ver­
letzung wichtiger anderer Pflichten möglich ist, wird von einem gesellschaft­
lichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffentlichem 
Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren bestraft.

1. Die Tatbestände der §§ 119, 120 
fordern, daß jeder Bürger bei Un­
glücksfällen oder Gemeingefahr die er­
forderliche und ihm mögliche Hilfe lei­
stet (§119) und daß Obhutspflichtige 
ihnen anvertraute Menschen nicht in 
einer hilflosen Lage lassen (§ 120). 
Grundgedanke beider Bestimmungen 
ist, einen drohenden Schaden für Leben 
oder Gesundheit des Betroffenen abzu­
wehren. Daher ist, mit Ausnahme von 
§ 120 Abs. 2, nicht erst der Eintritt von 
Folgen tatbestandsbegründend. Der 
Täter macht sich auch strafbar, wenn 
mögliche Folgen von Dritten abgewen­
det werden oder Folgen trotz seiner 
Hilfeleistung eingetreten wären (vgl. 
OGNJ 1977/4, S. 120).
Der Tatbestand ist mit dem vorsätz­
lichen Unterlassen der Hilfeleistung 
bzw. dem Belassen in hilfloser Lage 
oder dem Aussetzen eines Menschen 
vollendet (einfaches Begehungsdelikt). 
Zur Abgrenzung zwischen §§ 119 und 
120 bei Ärzten vgl. § 120 Anm. 5.

2. Ein Unglücksfall oder eine Ge­
meingefahr ist Voraussetzung für die

Pflicht zur Hilfeleisung (§ 119). Ein Un­
glücksfall ist ein plötzliches unvorher­
gesehenes Ereignis, das eine akute Ge­
fahr für Leben oder Gesundheit eines 
Menschen verursacht. Er kann durch 
äußere Einwirkung verletzt werden. Es 
kann sich auch um eine plötzlich auf­
tretende oder rasch und erheblich ver­
schlimmernde Krankheit oder auch um 
Komplikationen während der Schwan­
gerschaft oder beim Geburtsakt han­
deln. Bei einer Erkrankung kann eine 
Situation eintreten, die einem Un­
glücksfall gleichzusetzen ist.
Das Ereignis kann aber auch vom 
Hilfsbedürftigen selbst hervorgerufen 
worden sein, z. B. beim versuchten Sui­
zid. Die humanistischen sozialistischen 
Moralanschauungen gebieten, das Leben 
des Menschen auch im Fall der beab­
sichtigten Selbsttötung zu retten, auch 
wenn dies dem Willen des Betreffenden 
widerspricht.
Ein Unglücksfall liegt auch dann vor, 
wenn ein Betrunkener in eine Lage ge­
rät, in der für ihn akute Lebensgefahr 
besteht, ohne daß bereits eine Schädi­
gung dieser Person eingetreten sein
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